Fristen und Termine

Zusammenfassung

Der Unternehmer hat eine Vielzahl steuerlicher Termine und Fristen einzuhalten. Je nach Unternehmen sind nicht nur Steuererklärungen fristgerecht einzureichen, sondern auch unterjährig Steueranmeldungen vom Unternehmer zu erstellen und Vorauszahlungen zu leisten.

Einkommensteuer

Der Steuerpflichtige hat am 10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer zu entrichten, die er für den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich schulden wird (§ 37 Abs. 1 Satz 1 EStG). Zusätzlich sind ggf. Vorauszahlungen auf den Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer zu entrichten.

Die Vorauszahlungen setzt das Finanzamt durch Vorauszahlungsbescheide fest. Grundsätzlich bemessen sich die Vorauszahlungen nach der Einkommensteuer, die sich nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG) bei der letzten Veranlagung ergeben hat.

Außerdem kann bis zum Ablauf des auf den Veranlagungszeitraum (Kalenderjahr) folgenden 15. Kalendermonats das Finanzamt die Vorauszahlungen anpassen und ggf. eine nachträgliche Vorauszahlung festsetzen.

Die Vorauszahlungen können durch Antrag des Steuerpflichtigen auch herabgesetzt werden, wenn während des Jahres bereits absehbar ist, dass das zu versteuernde Einkommen im Vergleich zu dem Jahr, auf dessen Basis die Vorauszahlungen festgesetzt wurden, geringer ausfallen wird.

Körperschaftsteuer

Körperschaftssteuerpflichtige Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögens- massen haben jeweils zum 10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember Vorauszahlungen auf die Körperschaftssteuer zu entrichten, die sie für den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich schulden werden. Zusätzlich sind ggf. Vorauszahlungen auf den Solidaritätszuschlag zu entrichten.

Es gelten die gleichen Vorschriften wie bei der Einkommensteuer.

Gewerbesteuer
Steuerpflichtige haben jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November Vorauszahlungen zu entrichten. Zuständig für die Gewerbesteuer ist nicht das Finanzamt, sondern die Stadt/Gemeinde, in der das Unternehmen sitzt. Bestehen mehrere Betriebsstätten, ist die jeweilige Stadt/Gemeinde der Betriebsstätte zuständig. In diesem Fall ist die Gewerbesteuer zu zerlegen und nach einem Aufteilungsschlüssel auf die Städte/Gemeinden zu verteilen.

Die Vorauszahlungen setzt die Stadt/Gemeinde durch Vorauszahlungsbescheide fest. Grundsätzlich bemessen sich die Vorauszahlungen nach der Gewerbesteuer, die sich bei der letzten Veranlagung ergeben hat.

Zu entrichten ist die Gewerbesteuer nicht an das Finanzamt, sondern an die zuständige Stadt/Gemeinde.

Umsatzsteuer

Bis zum 10. Tag nach Ablauf jedes Voranmeldungszeitraums hat der Unternehmer eine selbst berechnete Voranmeldung beim Finanzamt einzureichen und eine entsprechende Vorauszahlung zu leisten.

Voranmeldungszeitraum ist grundsätzlich das Kalendervierteljahr. Beträgt die Steuer (Umsatzsteuer abzgl. Vorsteuer) für das vorangegangene Jahr mehr als € 7.500, ist der Kalendermonat Voranmeldungszeitraum. Bei Neugründungen gilt für das Jahr der Betriebseröffnung und das Folgejahr grundsätzlich der Kalendermonat als Voranmeldungszeitraum. Beträgt die Steuer für das vorangegangene Jahr weniger als € 1.000, kann das Finanzamt den Unternehmer von der Verpflichtung zur Abgabe der Voranmeldungen und Entrichtung der Vorauszahlungen befreien.

Bei Unternehmen, die Ihre Voranmeldung vierteljährlich abgeben müssen, ist jeweils zum 10. April (1. Quartal), 10. Juli (2. Quartal), 10. Oktober (3. Quartal) und 10. Januar (4. Quartal), also nach Ablauf jedes Kalendervierteljahres, eine Voranmeldung abzugeben und eine Vorauszahlung zu entrichten.

Für Unternehmen, die den Kalendermonat als Voranmeldungszeitraum haben, ist die Voranmeldung jeweils zum 10. des Folgemonats beim Finanzamt einzureichen.

Auf Antrag hat das Finanzamt die Frist zur Abgabe der Voranmeldungen und für die Entrichtung der Umsatzsteuer um einen Monat zu verlängern (§ 46 UStDV).

Der Unternehmer hat in diesem Fall, bei monatlicher Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen, eine Sondervorauszahlung zu leisten. Diese beträgt ein Elftel der Summe der Vorauszahlungen für das vorangegangene Jahr und wird mit der Dezember-Voranmeldung verrechnet. 

Ist Voranmeldungszeitraum das Kalendervierteljahr, ist zwar bei Bedarf der Antrag auf Dauerfristverlängerung einzureichen, eine Sondervorauszahlung ist jedoch nicht zu leisten.

Tipp:

Ergibt sich für das vorangegangene Jahr ein umsatzsteuerlicher Überschuss von mehr als € 7.500, kann der Unternehmer bis zum 10. Februar den Kalendermonat als Voranmeldungszeitraum wählen. Dies ist sinnvoll, wenn üblicherweise durch Vorsteuerüberhänge Guthaben bei der Umsatzsteuer-Voranmeldung entstehen. Bei einer quartalsweisen Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen müsste der Unternehmer so länger auf die Auszahlung des Guthabens warten.

Grundsteuer

Die Grundsteuer ist jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten. Sie wird, wie die Gewerbesteuer, nicht vom Finanzamt sondern von der zuständigen Stadt/Gemeinde erhoben.

Tipp:

Fällt ein Abgabe- oder Zahlungstermin auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so endet die Frist zur Voranmeldung/-zahlung mit Ablauf des nächstfolgenden Werktages. Ein Säumniszuschlag, der wegen Nichtzahlung bei Fälligkeit entstanden ist, wird bei Verspätungen bis zu 3 Tagen (Schonfrist) nicht erhoben. Die Schonfrist gilt nicht für Bar- und Scheckzahlungen. Bei Zahlungen per Scheck ist zu beachten, dass diese erst 3 Tage nach Eingang des Schecks als geleistet gelten. Ist eine Steuer z.B. am 10.06. fällig, muss der Scheck spätestens am 07.06. beim Finanzamt eingehen.

Steuerklärungen
Steuererklärungen (z.B. Einkommensteuererklärungen, Erklärungen zur gesonderten und einheitlichen Feststellung von Grundlagen für die Einkommensbesteuerung, Körperschaftsteuer-, Gewerbesteuer- und Umsatzsteuererklärungen einschließlich der zugehörigen Erklärungen (bspw. Zerlegungserklärungen)) sind nach § 149 Abs. 2 AO bis zum 31. Mai des Folgejahres beim Finanzamt einzureichen.

Sollten die o.g. Steuererklärungen durch einen Vertreter der steuerberatenden Berufe erstellt werden, wird in der Regel eine Frist bis zum 31. Dezember des Folgejahres gewährt.

Für begründete Einzelfälle kann eine Fristverlängerung bis zum 28.02. gewährt werden. Eine längere Frist kommt grundsätzlich nicht in Betracht.

Hinweis
Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.

Wichtige Rechtsquellen

§ 149 AO, § 37 EStG, § 31 KStG, § 19 GewStG, § 18 UStG, § 46 UStDV, 
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